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Zusammenfassung  

Der Mittelstand bildet mit nahezu 3,5 Millionen Unternehmen die Basis der deutschen Wirt-
schaftsstärke. Unternehmensgründungen sind für die ständige Erneuerung der mittelständi-
schen Unternehmenslandschaft unerlässlich; innovative Start-ups bringen wichtige Innovatio-
nen auf den Markt, die etablierten Unternehmen zu riskant erscheinen. Die Pläne der Parteien 
zur Bundestagswahl für den Mittelstand sowie die Förderung und Erleichterung von Gründun-
gen sind daher hoch relevant. In diesem Policy Paper werden die Wahlprogramme der Parteien, 
die potenziell vor einer Regierungsbeteiligung stehen könnten, auf ihre Relevanz für die mittel-
ständische Wirtschaft hin untersucht. Da mittelständische Unternehmen durch Bürokratie und 
Regulierung kapazitätsbedingt besonders belastet sind, werden auch neue Regulierungsvorha-
ben beziehungsweise Pläne zum Bürokratieabbau berücksichtigt. Eine besondere Rolle für die 
weitere Wirtschaftsentwicklung spielt die Digitalisierung, wie die Corona-Pandemie schlaglicht-
artig verdeutlicht hat. Viele mittelständische Unternehmen sind in der Digitalisierung eher 
Nachzügler, was für die deutsche Verwaltung in der Einführung des E-Governments allerdings 
ebenfalls gilt. Da die digitale Infrastruktur und die Digitalisierung der Verwaltung auch für den 
Mittelstand immer wichtiger werden, werden die Pläne der Parteien im Digitalbereich ebenfalls 
in die Untersuchung einbezogen.  
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1 Einleitung  

 
In diesem Policy Paper werden die Wahlprogramme der Parteien zur Bundestagswahl in Hinsicht 
auf ihre den Mittelstand betreffenden wirtschaftspolitischen Aussagen und Vorhaben analy-
siert. Besonderes Augenmerk wird dabei auf die Vorhaben der Parteien zur Erleichterung – oder 
auch Erschwerung – von Unternehmensgründungen gelegt. Zudem werden geplante Maßnah-
men zum Bürokratieabbau, aber auch neue bürokratieträchtige Regulierungsvorhaben unter-
sucht, weil der Mittelstand aufgrund von Skaleneffekten bei der Bearbeitung von administrati-
ven Vorgaben im Verhältnis zu größeren Unternehmen besonders durch Bürokratie belastet 
wird (Welter et al., 2013). Da die Digitalisierung der Verwaltungsleistungen durch E-Government 
und die Bereitstellung digitaler Infrastrukturen von großer Relevanz für die mittelständischen 
Unternehmen sind – die Corona-Pandemie hat dies noch einmal schlaglichtartig verdeutlicht – 
wird auch dieser Bereich mit in die Untersuchung einbezogen.  
 
Die circa 3,5 Millionen mittelständischen Unternehmen und Selbstständigen bilden das Rückgrat 
der deutschen Wirtschaft. Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) beschäftigen etwa 58 Pro-
zent der über 33 Millionen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten – zuzüglich der 4 Milli-
onen Unternehmer und Selbstständigen – und stellen sogar 80 Prozent der Ausbildungsplätze 
(IfM, 2020a; Destatis, 2021a). Doch die wirtschaftliche Stärke des Mittelstands ist kein Selbst-
läufer. Durch die Corona-Pandemie und die notwendigen Lockdowns wurde der Mittelstand zu-
letzt stark in Mitleidenschaft gezogen, denn die binnenwirtschaftlich ausgerichteten Sektoren 
Handel, Gastronomie und personenbezogene Dienstleistungen, die massiv von den Lockdowns 
der vergangenen 16 Monate betroffen waren, sind ganz überwiegend kleinbetrieblich und mit-
telständisch strukturiert. Der Handelsverband HDE erwartet allein für den Einzelhandel etwa 
120.000 Betriebsschließungen infolge der Corona-Pandemie (HDE, 2021). Im Jahr 2020 kam es 
coronabedingt auch zu einem Einbruch der bereits seit längerem rückläufigen Gründungen, der 
sich auf 4,5 Prozent für die Unternehmen mit größerer wirtschaftlicher Bedeutung1, 17,3 Pro-
zent für Klein- und Kleinstbetriebe sowie knapp 10 Prozent für freiberufliche Selbstständige be-
lief (vgl. Abbildung 1-1).  
 
Gleichzeitig lässt sich feststellen, dass wirtschaftliche Themen im Wahlkampf trotzdem bislang 
eine untergeordnete Rolle spielen. Die Klimapolitik und die Sozialpolitik bestimmen stark den 
öffentlichen Diskurs. Die Bedeutung des Mittelstands und seiner noch immer fragilen Erholung 
aus der pandemiebedingten Krise treten demgegenüber offenbar in den Hintergrund. Nach ei-
nem Jahrzehnt wirtschaftlichen Aufschwungs von der Finanzkrise 2008/09 bis zur Corona-Pan-
demie 2020 wird wirtschaftliche Stärke vielfach als gegeben angesehen und nicht als eine Ent-
wicklung, für die die Politik aktiv etwas tun müsste – oder die sie mit wirtschaftsfeindlichen Ein-
griffen in Gefahr zu bringen droht. Doch es gibt – neben der starken Corona-Betroffenheit vieler 
mittelständischer Unternehmen und ihrer Nachwirkungen – eine Reihe von Warnsignalen, die 
die Politik zur Kenntnis nehmen sollte. So ist die Anzahl der Gründungen in Deutschland bereits 

 
1 Als Gründungen mit (potenziell) größerer wirtschaftlicher Bedeutung werden vom Statistischen Bundesamt neue 

Unternehmen eingestuft, die von juristischen Personen gegründet oder im Handelsregister beziehungsweise in die 
Handwerksrolle eingetragen werden und bereits zur Gründung sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze schaffen 
(Destatis, 2021b). 
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seit Jahren rückläufig. Wie Abbildung 1-1 zeigt, ist der Gründungstrend aber mit Ausnahme der 
freien Berufe abwärtsgerichtet, was auf politischen Handlungsbedarf hindeutet. Das für die Ge-
samtwirtschaft besonders relevante Segment der Gründungen mit voraussichtlich größerer 
wirtschaftlicher Bedeutung, dass z. B. Unternehmen umfasst, die bereits zur Gründung sozial-
versicherungspflichtige Arbeitsplätze schaffen, ist seit dem Jahr 2010 um 22 Prozent auf zuletzt 
116.700 neue Unternehmen geschrumpft.  
 

Abbildung 1-1: Der Abwärtstrend bei den Gründungen hält an  

 
Seit mehreren Jahren unterschreiten die Neugründungen gewerblicher Betriebe die Anzahl der 
Schließungen, allein bei den Freiberuflern gab es vor der Corona-Krise noch Zuwächse (IfM, 
2020b). Das Nachwuchsproblem beschränkt sich aber nicht auf die Unternehmen: Der Mittel-
stand ist noch stärker als Großunternehmen vom Fachkräftemangel betroffen, der durch die 
demographische Entwicklung in den nächsten neun Jahren bis 2030 und darüber hinaus kräftig 
zunehmen dürfte (Burstedde et al., 2021; Geis-Thöne, 2021). Gründe, Mittelstand und Grün-
dungen stärkere politische Aufmerksamkeit zu schenken, gibt es also genug.  
 

  

Unternehmensgründungen nach Gründungstypen 

 
Freie Berufe und sonstige Selbstständige 2010, 2011: IW-Schätzung 

Quelle: Destatis, 2021; Institut für Mittelstandsforschung Bonn, 2021 
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2 Die wirtschafts- und mittelstandspolitischen Aussagen der 
Wahlprogramme im Überblick: Von skizzenhaft bis detailliert 

 
Die Wahl- und Regierungsprogramme der Parteien gehen in sehr unterschiedlicher Detail-
schärfe auf wirtschafts- und mittelstandspolitische Fragen ein. Die Unionsparteien CDU/CSU ha-
ben erst spät ihr gemeinsames „Programm für Stabilität und Erneuerung – Gemeinsam für ein 
modernes Deutschland“ vorgelegt, das dafür mit sehr tiefgehenden Ausarbeitungen zu einer 
Vielzahl von Themen auf 139 Seiten aufwartet. Das Programm ist in zehn Kapitel gegliedert, 
wobei die Außen- und die Europapolitik die ersten beiden Plätze einnehmen. Nachhaltiges 
Wachstum und gesellschaftlicher Zusammenhalt sind die nächsten beiden Punkte, ferner wer-
den Generationengerechtigkeit, Aufstiegschancen, Forschung und Innovationen, Staatsmoder-
nisierung und Digitalisierung, innere Sicherheit sowie Regionalentwicklung und Lebensqualität 
behandelt. Als größte Volkspartei ist die Union offensichtlich um eine möglichst breite themati-
sche Aufstellung in der Innen-, Außen- und Europapolitik, im Klimaschutz, aber auch in wirt-
schaftspolitischen und sozialen Fragen bemüht. Dabei werden auch die Wirtschafts- und Mittel-
standspolitik sowie das Thema Gründungen und Start-ups mit einer entsprechenden inhaltli-
chen Tiefe behandelt. In einer Verknüpfung von Europa- und Wirtschaftspolitik soll durch mehr 
Freihandelsabkommen der EU mit anderen Staaten und Weltregionen die wirtschaftliche Ent-
wicklung gestärkt werden, was auch dem Mittelstand zugutekäme.  
 
Neue Belastungen für mittelständische Unternehmen möchten CDU/CSU verhindern, indem die 
Lohnzusatzkosten durch Sozialabgaben bei 40 Prozent gedeckelt werden und keine neuen Steu-
ern wie beispielsweise eine Vermögenssteuer eingeführt werden. Wenn finanziell möglich, soll 
der Solidaritätszuschlag schrittweise abgeschafft 2  und die Einkommensteuer für kleine und 
mittlere Einkommen reduziert werden, wovon auch Kleinbetriebe profitieren. Die Gewinnsteu-
ern für Kapitalgesellschaften, die unter Einschluss der Gewerbesteuer und des Solidaritätszu-
schlags in Deutschland derzeit bei etwa 30 Prozent liegen und im internationalen Vergleich hoch 
sind, sollen auf 25 Prozent und damit in etwa auf den internationalen Durchschnittswert 
(BDI/VCI, 2020, 20 f.) gesenkt werden. Bei der Besteuerung soll zudem Rechtsformneutralität 
hergestellt werden, denn bislang kann es bei Personengesellschaften zu höherer Besteuerung 
kommen, da diese der individuellen Einkommensteuer unterworfen sind.3 Die bislang kaum ge-
nutzte Thesaurierungsbegünstigung für einbehaltene Gewinne von Personengesellschaften soll 
attraktiver gestaltet werden, zudem soll die steuerliche Verlustverrechnung, die in der Corona-
Pandemie ausgeweitet wurde, dauerhaft großzügiger gestaltet werden. Darüber hinaus sollen 
auch die Abschreibungsregeln durch eine degressive Abschreibung für bewegliche Güter des 

 
2 In Interviews hat der Unionskanzlerkandidat Armin Laschet allerdings bereits eingeräumt, dass die finanziellen Spiel-

räume hierfür nach der Corona-Pandemie kaum vorhanden sind. 
3 Dieses Vorhaben wird zum Teil aktuell bereits umgesetzt. Ende März 2021 wurde der Entwurf zur Modernisierung 

des Körperschaftsteuerrechts (KöMoG) vom Bundeskabinett beschlossen, demzufolge Personengesellschaften op-
tional anstelle der Einkommensteuer Körperschaftsteuer (und Gewerbesteuer) zahlen können. In der Summe wä-
ren dies rund 30 Prozent, während die Einkommensteuer in der Spitze 42 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag, 
Reichensteuer und eventuell nicht anrechenbarer Anteile der Gewerbesteuer in Kommunen mit hohen Hebesät-
zen) beträgt. Die Neuregelung betrifft allerdings nur Offene Handelsgesellschaften (OHG) sowie Kommanditgesell-
schaften (KG und GmbH & Co. KG), nicht die zahlenmäßig dominierenden Einzelunternehmen (GKK, 2021). 
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Anlagevermögens verbessert werden, was nicht zuletzt für Digitalisierungsinvestitionen – die 
aufgrund der rasanten Technologieentwicklung oft schnell obsolet werden – wichtig ist.  
 
Die Grünen haben sich als Umwelt- und Klimapartei profiliert und liegen momentan in den 
Wahlumfragen auf dem zweiten Patz hinter den Unionsparteien. Ihr sehr spät veröffentlichtes 
Wahlprogramm „Deutschland. Alles ist drin. Bereit, weil ihr es seid.“ führt auf 113 Seiten die 
Vorhaben der Partei in sechs Kapiteln aus. Es geht um die Sicherung von Lebensgrundlagen in 
Anbetracht des Klimawandels, Solidarität, Bildung und Forschung, Digitalisierung, Gleichberech-
tigung und internationale Zusammenarbeit. Als wahrscheinliche Regierungspartei und mögliche 
Wahlsiegerin mit Ambitionen auf die Kanzlerschaft kommt auch den ausführlichen wirtschafts- 
und mittelstandspolitischen Plänen der Grünen eine hohe Bedeutung zu.  
 
Die wirtschaftsbezogenen Vorhaben der Partei sind insgesamt von einem stark regulierungsori-
entiertem Grundverständnis geprägt, während die bei den Grünen traditionell auch vorhandene 
Freiheitsaffinität in ökonomischen Fragen in den Hintergrund tritt. Im Zentrum steht eine stär-
kere arbeitsmarktpolitische Regulierung (vgl. auch Schäfer, 2021), die zu einer höheren Kosten- 
und Bürokratiebelastung für mittelständische Unternehmen führen könnte (vgl. Kapitel 4). Die 
umfassenden Steuerpläne der Grünen sehen neben umweltbezogenen Steuerreformen zur stär-
keren Besteuerung von Umweltbelastung und Ressourcenverbrauch (Einführung einer CO2-
Steuer sowie Kerosinsteuer, Steuererleichterungen im Lebensmittelbereich) auch Reformen für 
mehr „Steuergerechtigkeit“ vor. Kleine und mittlere Einkommen sollen durch einen erhöhten 
Grundfreibetrag der Einkommenssteuer, Kindergrundsicherung und Energiegeld entlastet wer-
den; der Spitzensteuersatz soll hingegen erhöht werden, was auch mittelständische Unterneh-
men trifft. Vermögen oberhalb von zwei Millionen Euro möchten die Grünen durch eine Vermö-
genssteuer stärker besteuern, mit einem darüberhinausgehenden Freibetrag für Betriebsver-
mögen, dessen Höhe nicht klar beziffert wurde. Eine Lohnsteuerreform soll für mehr Gerechtig-
keit zwischen den Geschlechtern sorgen und gleichberechtigte Lebensentwürfe nicht länger be-
nachteiligen. Betriebsvermögen sollen begünstigt werden, um Anreize für Investitionen zu 
schaffen und damit mittelständische und Familienunternehmen entlasten.  
 
Die SPD liegt seit einiger Zeit in den Wählerbefragungen nur auf Platz drei, zählt jedoch als tra-
ditionelle Volkspartei zu den Parteien, die einen politischen Führungsanspruch für sich bean-
spruchen und deshalb einen Kanzlerkandidaten für die Bundestagswahl im September benannt 
haben. Als langjährige Regierungspartei sollte die SPD eigentlich eine zu starke thematische Ver-
engung für die anstehende Wahl zu vermeiden suchen, sie konzentriert sich in letzter Zeit und 
nun auch im Wahlprogramm aber sehr stark auf sozialpolitische Themen sowie auf die Klimapo-
litik. Die Präsentation des Zukunftsprogramms „Wofür wir stehen. Was uns antreibt. Wonach 
wir streben.“ auf der Homepage der SPD ist – wie das CDU/CSU-Programm – in zehn Punkte 
gegliedert, die offenbar die Interessen der Bürger und potenziellen Wähler aus Sicht der Partei 
spiegeln sollen (SPD, 2021). Es geht um Sozialwohnungsbau und günstige Mieten, die Zukunft 
der Arbeit, Pflege, Gleichstellung, Kinder, das Leben nach Corona, Klimawandel, Verteilung, Di-
gitalisierung sowie um Maßnahmen gegen Diskriminierung („Rassismus und Ausgrenzung“).  
 
Gründungen, Unternehmertum und Mittelstand kommen in den Überschriften nicht vor, auch 
nicht Innovation(en). Hier bestätigt sich eine Tendenz der letzten Jahre, denn die Partei der 
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„Agenda 2010“ setzt in der Wirtschaftspolitik seit einiger Zeit auf eine verstärkte Regulierung 
und höhere Spitzensteuersätze, was mittelständische Familienunternehmen empfindlich tref-
fen könnte, und scheint die Zukunftsorientierung unter Einbeziehung der Belange der Wirt-
schaft, die beispielsweise den Wahlkampf Gerhard Schröders 1998 prägte, zu vernachlässigen. 
 
Die FDP versteht sich selbst als die „klassische“ Wirtschaftspartei; abgeleitet aus einem liberalen 
Freiheitsverständnis, das auch eine möglichst wenig durch staatliche Gängelung eingeschränkte 
wirtschaftliche Freiheit umfasst. An der Bundesregierung war sie zuletzt vor zwei Legislaturpe-
rioden bis 2013 beteiligt, nachdem die Partei im Herbst 2017 nach der letzten Bundestagswahl 
die Sondierungsgespräche mit den Unionsparteien und den Grünen abbrach und die Oppositi-
onsrolle im Bundestag vorzog. Aktuell liegt die FDP in den Wahlumfragen aber nach einer län-
geren Schwächephase wieder auf oder sogar über dem Niveau, das sie in der letzten Bundes-
tagswahl erreichte (10,7 Prozent), und könnte an der nächsten Bundesregierung beteiligt sein.  
 
Die Partei hat ihr Wahlprogramm für die Bundestagswahl mit dem Titel „Nie gab es mehr zu 
tun“ versehen und fordert einen „Neustart“, damit das Land „moderner, digitaler und freier“ 
wird. Wie die Union drängt die FDP auf eine Vereinfachung der Entsendung von Arbeitskräften 
in der EU und auf eine faire Wettbewerbsordnung im europäischen Binnenmarkt, Protektionis-
mus soll verhindert werden. Freihandelsabkommen der EU mit anderen Weltregionen sollen 
vorangetrieben werden und das CETA-Abkommen mit Kanada als Blaupause für ein transatlan-
tisches Freihandelsabkommen dienen.  
 
Die FDP möchte die „Kraft der Sozialen Marktwirtschaft“ als Gegenmodell zum „dirigistischen 
Staat“ stärken. Dafür sollen auch staatliche Wirtschaftsbeteiligungen, etwa bei Deutscher Post 
und Telekom, verkauft werden. Basierend auf den Erfahrungen der Corona-Pandemie soll die 
Verlustverrechnung für Unternehmen dauerhaft ausgeweitet werden, wovon viele Mittelständ-
ler profitieren würden. Als kurzfristige Liquiditätshilfe sollen im Verlustfall auch „negative Ge-
winnsteuern“ ausgeschüttet statt nur mit späteren Gewinnen verrechnet werden. Generell soll 
die Gewinnsteuer für Unternehmen auf 25 Prozent gesenkt werden, wie es auch die Union 
plant. Zudem wird eine degressive Abschreibung für bewegliche und digitale Investitionsgüter 
gefordert. Dabei setzt sich die FDP für eine globale Mindestbesteuerung ein, um den Wettbe-
werb zwischen mittelständischen Unternehmen und internationalen Konzernen fairer zu ma-
chen.  
 
Die FDP bekennt sich dazu, KMU und „Hidden Champions“ in ländlichen Regionen zu stärken. 
Hierzu sollen die digitale Infrastruktur und die Verkehrswege ausgebaut und die duale Bildung 
gestärkt werden. Im Steuerbereich setzt sich die FDP für Rückführung der gesamtwirtschaftli-
chen Steuer- und Abgabenquote, die in den letzten Jahren auf 41,4 Prozent angestiegen ist, auf 
unter 40 Prozent ein. Der sogenannte Mittelstandsbauch – die besonders starke Steuerprogres-
sion im mittleren Einkommensbereich – soll beseitigt und der Solidaritätszuschlag für alle Steu-
erzahler abgeschafft werden; der Spitzensteuersatz soll erst bei höheren Einkommen als derzeit 
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greifen.4 Dies käme auch Einzelunternehmern und Personalgesellschaften zugute, die 80 bis 90 
Prozent der mittelständischen Unternehmen ausmachen. Eine Vermögenssteuer oder -abgabe 
lehnen die Freien Demokraten ab; sie würde auch mittelständische Unternehmen belasten. 
Demgegenüber soll die Mitarbeiterkapitalbeteiligung durch bessere Rahmenbedingungen zu ei-
nem „Eigentumsturbo“ werden und auch den Start-up-Standort stärken5.  
 
Die Linke sieht sich als „Partei des demokratischen Sozialismus“ und legte traditionell das poli-
tisch am weitesten links stehende Wahlprogramm unter den im Bundestag vertretenen Parteien 
vor. Das Programm für die Bundestagswahl 2021 trägt den Titel „Zeit zu handeln: Für soziale 
Sicherheit, Frieden und Klimagerechtigkeit“ (Die Linke, 2021). Privatwirtschaftliche Initiative 
und unternehmerische Freiheit stehen im sozialistischen Wirtschaftsmodell naturgemäß nicht 
hoch im Kurs, sodass auch die Aussagen des Wahlprogramms zu Gründungen und Mittelstand 
überschaubar sind. In der Einleitung des Wahlprogramms wird jedoch „der Traum von der 
Selbstständigkeit“ erwähnt, allerdings im Kontext der (nach Meinung der Linkspartei unzu-
reichenden) Corona-Hilfen für Kulturschaffende. Laut Programm soll die Wirtschaft in Deutsch-
land und weltweit „sozialer, demokratischer und umweltgerechter“ gestaltet werden. Aller-
dings bleiben steuerpolitische, sozialpolitische und regulatorische Vorhaben nicht ohne Einfluss 
auf mittelständische Unternehmen und ihre Wirtschaftspotenziale. So soll es eine sanktionsfreie 
Mindestsicherung von 1.200 Euro geben, die den Arbeitsanreiz für viele Menschen stark senken 
könnte, was wiederum den Fachkräftemangel und die in vielen ländlichen Regionen bereits 
spürbare generelle Arbeitskräfteknappheit verstärken dürfte. Dies gilt auch für den Plan, das 
Renteneintrittsalter abzusenken, statt es entsprechend der derzeitigen Rechtslage für die meis-
ten Versicherten langsam auf 67 Jahre anzuheben.   
 
Die Linkspartei möchte genossenschaftliches Wirtschaften fördern. Über Fördermaßnahmen 
der Regionalförderung und die Verteilung eines neuen, 20 Milliarden Euro pro Jahr umfassen-
den Fonds für den klimagerechten ökologischen Umbau der Wirtschaft sollen „Wirtschafts- und 
Transformationsräte“ entscheiden, in denen Politik, Gewerkschaften, Umwelt- und Sozialver-
bände gleichberechtigt Stimmrecht haben – Vertreter der Wirtschaft sollen aber offenbar nicht 
beteiligt werden. In den Städten soll der Einzelhandel durch einen Mietendeckel für Gewerbe-
mieten unterstützt werden.  
 
In der Steuerpolitik setzt die Linke auf höhere Steuern für Besserverdienende (vgl. auch 
Hentze/Beznoska, 2021), was auch viele Selbstständige und mittelständische Unternehmer be-
lastet. Die Kapitalertragsteuer soll auf über 80 Prozent angehoben werden. Zudem soll eine Ver-
mögensteuer mit progressivem Tarif und einem Freibetrag für Betriebsvermögen von 5 Millio-
nen Euro und darüber hinaus eine einmalige Vermögensabgabe (mit ebenfalls 5 Millionen Euro 

 
4 Der Spitzensteuersatz in Höhe von 44,3 Prozent inklusive Solidaritätszuschlag wird aktuell bereits beim 1,4-fachen 

des Bruttodurchschnittslohns fällig, 1965 musste hingegen laut FDP-Wahlprogramm erst beim 18-fachen des 
Durchschnittsverdiensts der damalige (allerdings höhere) Spitzensteuersatz gezahlt werden. Von derzeit circa 
58.000 Euro zu versteuerndem Einkommen soll die Grenze für den Spitzensteuersatz (ohne Reichensteuer) schritt-
weise auf 90.000 Euro ansteigen. 

5 Mit dem Fondsstandortgesetz wurde die Möglichkeit zur Mitarbeiterbeteiligung aktuell bereits verbessert (Hammer-
mann et al., 2021). Die FDP fordert darüber hinaus eine eigene Anteilsklasse für Mitarbeiterbeteiligungen, die bü-
rokratieärmer als die komplizierte und teure Übertragung von GmbH-Anteilen sein soll. 
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Freibetrag für Betriebsvermögen) eingeführt werden. Bei einem Höchststeuersatz von 5 Prozent 
für die Steuer und 30 Prozent für die – in mehreren Jahren abzahlbare – Abgabe kommt es zu 
außerordentlich hohen Belastungen für betrieblich gebundene Vermögen, die die Eigenkapital-
ausstattung größerer Familienunternehmen – die sich in der Corona-Pandemie als essenziell er-
wiesen hatte (Röhl, 2020) – stark beeinträchtigen würde. Dies könnte vor allem im ländlichen 
Raum zu schweren wirtschaftlichen Schäden führen, da viele der deutschen „Hidden Champi-
ons“ außerhalb der großstädtischen Zentren angesiedelt sind und das wirtschaftliche Rückgrat 
ansonsten strukturschwächerer Regionen bilden (Kempermann et al., 2020).  
 
Eine Ausbildungs- und Qualifizierungsoffensive für das Handwerk soll helfen, die notwendigen 
Fachkräfte für den angestrebten ökologischen Umbau der Wirtschaft verfügbar zu machen. Dies 
käme voraussichtlich den Handwerksbetrieben zugute, die besonders unter Fachkräftemangel 
leiden.  
 
Die „Alternative für Deutschland“ AfD geht in ihrem Wahlprogramm „Deutschland. Aber nor-
mal“ kaum auf wirtschafts- und mittelstandspolitische Themen ein, was angesichts der Herkunft 
der Partei als eurokritische Vereinigung, die von Wirtschaftsprofessoren ins Leben gerufen 
wurde, erstaunt. Der Eurokritik bleibt sie allerdings treu und erklärt den Euro für „gescheitert“. 
Sie fordert den Austritt aus dem Euro sowie den Verzicht auf EU-Schulden und EU-Steuern. Eine 
Rückkehr zur D-Mark könnte zu einem starken Aufwertungsdruck führen, der die Wettbewerbs-
position vieler mittelständischer Unternehmen bedroht.6 Im Steuerrecht setzt sich die AFD für 
ein leicht verständliches Steuersystem mit wenigen Steuerarten ein. In den Folgekapiteln wird 
auf eine tiefergehende Beschreibung der programmatischen Pläne der AFD verzichtet, da diese 
kaum Mittelstand und Gründungen betreffen und die Partei – anders als CDU/CSU, Grüne, SPD, 
FDP und Linke – nicht für eine Regierungsbeteiligung infrage kommt: Alle anderen Parteien ha-
ben ausgeschlossen, mit der AfD zu koalieren, so dass von ihrem Programm keinerlei Folgewir-
kungen für die Wirtschafts- und Mittelstandspolitik ausgehen.  
 

  

 
6 Die Schweizer Wirtschaft ist allerdings mit einer Aufwertung des Franken gegenüber dem Euroraum relativ gut zu-

rechtgekommen. 
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Tabelle 2-1: Wirtschaftspolitik und Steuerpolitik 
Vergleich der Kernaussagen der Parteien bezüglich wirtschafts- und mittelstandspolitischer Maßnahmen  

 CDU/CSU Die Grünen SPD FDP Die Linke 

A
llg

e-

m
e

in
e 

Zi
el

e 

Starke soziale 
Marktwirtschaft für 
Unternehmen und 
Arbeitnehmer 

Mehr Umvertei-
lung und Regu-
lierung, Primat 
der Klimapolitik 

Mehr Umvertei-
lung und Regu-
lierung 

Stärkung der 
Marktwirtschaft 
mit weniger 
Staatseingriffen 

Starke Umvertei-
lung; Vergesell-
schaftung großer 
Unternehmen 

Ei
n

ko
m

m
e

n
- 

u
n

d
 V

er
m

ö
ge

n
ss

te
u

er
 

Kleine und mittlere 
Einkommen steuer-
lich entlasten 

Kleine und mitt-
lere Einkommen 
steuerlich ent-
lasten 

Kleine und mitt-
lere Einkommen 
steuerlich ent-
lasten 

Mittlere Ein-
kommen steu-
erlich entlasten 

Kleine Einkommen 
steuerlich entlas-
ten; genossen-
schaftliches Wirt-
schaften fördern 

Keine Steuererhö-
hung, keine Sub-
stanzsteuern 

Spitzensteuer-
satz erhöhen, 
Vermögens-
steuer einfüh-
ren 

Spitzensteuer-
satz und Erb-
schaftssteuer 
erhöhen, Ver-
mögenssteuer 
einführen 

Spitzensteuer-
satz erst bei hö-
heren Einkom-
men, keine Ver-
mögenssteuer 

Spitzensteuersatz 
stark erhöhen, Ver-
mögenssteuer plus 
Vermögensabgabe 

Solidaritätszuschlag 
abschaffen, wenn 
finanzierbar 

Umweltorien-
tierte Steuerre-
form  

 Solidaritätszu-
schlag abschaf-
fen 

Fonds für klimage-
rechten Umbau der 
Wirtschaft 

G
ew

in
n

b
es

te
u

er
u

n
g 

u
n

d
  

K
ap

it
al

er
tr

ag
ss

te
u

e
rn

 

Gewinnsteuern für 
Kapitalgesellschaf-
ten auf 25 Prozent-
senken 

   Unternehmens-
steuerlast sen-
ken; „Negative 
Gewinnsteuern“ 
als Liquiditäts-
hilfe 

Kapitalertrags-
steuer und Gewinn-
steuer anheben  

Steuerliche Verlust-
rechnung und Ab-
schreibungsregel 
verbessern 

  Steuerliche Ver-
lustrechnung 
und Abschrei-
bungsregeln 
verbessern 

 

Bessere Thesaurie-
rungsbegünstigun-
gen 

 Globale Min-
destbesteue-
rung 

Globale Min-
destbesteue-
rung 

 

A
rb

ei
ts

m
ar

kt
p

o
lit

ik
,  

R
e

gu
lie

ru
n

g 

Stabile Lohnzusatz-
kosten bei 40 Pro-
zent 

Arbeitsmarktpo-
litische Regulie-
rungen aus-
bauen 

Arbeitsmarktpo-
litische Regulie-
rungen aus-
bauen  

 Arbeitsmarktpoliti-
sche Regulierungen 
ausbauen; 1.200 
Euro Mindestsiche-
rung; Rentenein-
trittsalter absenken 

Mitarbeiterkapital-
beteiligung stärken 

  Mitarbeiterkapi-
talbeteiligung 
ausbauen 

Ausbildungs- und 
Qualifizierungsiniti-
ative für Handwerk; 
Mietendeckel für 
Gewerbemieten  

Quelle: Wahlprogramme der Parteien zur Bundestagswahl 2021   
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3 Pläne für Unternehmensgründungen und Start-ups 

 
Die CDU/CSU fordert „neuen Mut zu Innovationen“; in einem „Zukunftspaket für Deutschland“ 
sollen Innovationen und neue Technologien gefördert werden. Dies soll eine neue Innovations-, 
Forschungs- und Gründerkultur herbeiführen. Zu den Vorhaben zählt ein „bürokratiefreies Jahr“ 
für Gründer (vgl. Kapitel 4). Dabei bekennt sich die Union zur bislang in Deutschland nicht um-
gesetzten Möglichkeit zur Online-Gründung innerhalb eines Tages.7 Die Mitarbeiterkapitalbe-
teiligung soll weiter verbessert werden, was auch Start-ups begünstigt. In diesem Bereich ist 
allerdings gerade eine Gesetzesänderung mit eben diesem Ziel erfolgt (Hammermann et al., 
2021). KMU und Start-ups in der Wachstumsphase sollen durch Vorzugskapital8 bessere Inves-
titionsmöglichkeiten erhalten. Die steuerlichen und rechtlichen Hürden für die Niederlassung 
von Venture-Capital-Fonds sollen verbessert werden, um die mit der gerade erfolgten Aufle-
gung des „Zukunftsfonds“ im Umfang von 10 Milliarden Euro verbesserten Finanzierungsmög-
lichkeiten von Start-ups auch seitens der finanzierenden Fonds besser aufzustellen. Es soll si-
chergestellt werden, dass Beteiligungen an Start-ups erst dann besteuert werden, wenn wirklich 
Gewinne ausgeschüttet oder die Anteile mit Gewinn verkauft werden, und nicht nur auf dem 
Papier existierendes „dry income“ besteuert wird.  
 
Die angestrebte Förderung von Sprunginnovationen kommt innovativen Start-ups zugute; das 
Konzept der „Reallabore“, das derzeit für Projekte der Energiewende angewandt wird, soll wei-
ter ausgebaut werden und schnellere Innovationen ermöglichen. Ausgründungen aus Hoch-
schulen und Forschungsinstituten sollen leichter möglich werden.  
 
Unternehmensnachfolgen und -übergänge möchte die Union erleichtern, indem Betriebsnut-
zungsgenehmigungen bürokratieärmer ausgestaltet werden und die Nutzung von Kundendaten 
beim Betriebsübergang erleichtert wird. Hierzu soll auch die Nachfolgebörse nexxt-change aus-
gebaut werden.  
 
Die Grünen möchten Gründungen aus der Arbeitslosigkeit heraus (wieder)9 stärker fördern und 
Selbstständige sozial besser absichern. Offenbar wird aber nicht die Pflichtversicherung von So-
loselbstständigen in der Sozialversicherung angestrebt, wie es die SPD möchte, sondern die 
Wahlfreiheit soll erhalten bleiben.  
 
Die Grünen setzen sich für einen Ausbau der Wagniskapitalfinanzierung durch einen staatlichen 
Wagniskapitalfonds ein.10 Angestrebt wird eine Finanzierung von mehr nachhaltigen Leucht-
turm-Projekten in den Bereichen Greentech, Künstlicher Intelligenz (KI), nachhaltige Mobilität 
und Life Sciences, deren komplexe Geschäftsmodelle keine einfache Finanzierung am Markt 

 
7 In Österreich wurde dies – für Einzelunternehmen und Ein-Personen-GmbHs – bereits erreicht (Röhl/Graf, 2021).  
8 Vorzugskapital (Preferred Equity) bezieht sich auf von Investoren bereitgestelltes Eigenkapital, das bei der Rückzah-

lung zwar hinter Fremdkapital zurücksteht, aber vor anderen Eigenkapitalquellen bevorzugt bedient wird. Dies 
kann z. B. in Form von Private-Equity-Fonds erfolgen.  

9 Im Jahr 2012 wurde angesichts sinkender Arbeitslosigkeit der Zugang zum „Gründungszuschuss“ für Arbeitslose er-
heblich erschwert. 

10 Einen solchen gibt es mit dem neu geschaffenen Zukunftsfonds im Umfang von 10 Milliarden Euro, der aktuell von 
der Bundesregierung an den Start gebracht wird (BMWi et al., 2021), allerdings bereits. 
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bekommen. Mit ähnlicher Zielsetzung ist innerhalb des Zukunftsfonds der aktuellen Bundesre-
gierung allerdings die Auflage eines „Deep Tech Fonds“ für Langfristfinanzierungen geplant. Dar-
über hinaus möchten die Grünen ein Gründungskapital mit einem Einmalbetrag bis maximal 
25.000 Euro für Gründungen, die sich nach den UN-Nachhaltigkeitszielen ausrichten, einführen. 
Bürokratische Hemmnisse sollen deutlich reduziert werden, besonders in den ersten beiden 
Jahren nach der Gründung.  
 
Die SPD erkennt in ihrem Programm an, dass Selbstständigkeit für viele Menschen eine attrak-
tive Form der Erwerbstätigkeit darstellt und Unternehmergeist dringend benötigte Innovatio-
nen fördert. Gründungen sollen durch organisatorische Erleichterungen wie One-Stop-Agentu-
ren, erleichterten Zugang zu Kapital durch Projektförderung und öffentliche Fonds für Wagnis-
kapital angeregt werden. Anschließend wird jedoch detailliert dargelegt, wie die Selbstständig-
keit stärker reguliert werden könnte. Selbstständige in die Sozialversicherungen einzubeziehen, 
wird im Wahlprogramm der SPD in diesem Kontext als Instrument zur besseren Absicherung 
dargestellt. Solo-Selbstständige sollen besser gegen unvorhergesehene Einnahmeausfälle ge-
schützt werden, wozu ein „Sicherungsgeld“ der „solidarischen Absicherung“ bei der Bunde-
sagentur für Arbeit eingeführt werden soll.11 Bundesarbeitsminister Heil möchte allerdings nach 
eigenem Bekunden durch eine Einbeziehung der Selbstständigen in die Rentenversicherung die 
Einnahmen erhöhen und dadurch demografiebedingt drohende Beitragssteigerungen vermei-
den (Tagesschau, 2021), was rechnerisch nur funktionieren könnte, wenn er davon ausgeht, 
dass Selbstständige mehr einzahlen als sie aus den Sozialversicherungen erhalten. Sicherungs-
geld und Rentenbeiträge führen gemeinsam zu höheren Kosten für Selbstständige, was die 
Gründung eines (kleinen) Unternehmens weniger attraktiv machen könnte.  
 
Die FDP möchte Gründungen stärker fördern und fordert hierzu – neben mehr Digitalisierung 
und Bürokratieabbau – einen Gründungszuschuss für Gründungswillige mit tragfähigem Kon-
zept, der unabhängig von einer vorherigen Arbeitslosigkeit gewährt wird. Die Partei möchte den 
von der aktuellen Bundesregierung aufgelegten „Zukunftsfonds“ ausbauen, indem Beteiligun-
gen für privates Kapital an Start-ups attraktiver gestaltet werden. Über einen Dachfonds sollen 
Mittel institutioneller Investoren in VC-Fonds fließen und so auch größere Finanzierungssum-
men ermöglichen (dies sieht allerdings auch der Zukunftsfonds, der aus 10 Bausteinen besteht, 
vor). Ein Investorinnen-Netzwerk soll mehr weibliche Business Angels ermöglichen und Frauen 
gezielt bei ihren Gründungsvorhaben und bei der Kapitalbeschaffung helfen, da Start-up-Grün-
derinnen bislang deutlich in der Minderheit sind.  
 
Die FDP möchte die Statusfeststellung für Selbstständige vereinfachen, um zügig zu einer zwei-
felsfreien Statusklärung bezüglich möglicher Scheinselbstständigkeit zu kommen. Hierzu soll 
eine unabhängige Stelle eingerichtet werden, da die – bislang damit betraute – Rentenversiche-
rung aufgrund ihrer finanziellen Interessen parteiisch sein könnte. Selbstständige sollen maxi-
male Wahlfreiheit in ihrer Altersvorsorge haben, so dass es bei Wechsel zwischen Selbststän-
digkeit und abhängiger Beschäftigung nicht zum Verlust bisheriger Modelle und ihrer Förderung 

 
11 Die Feststellung, wann ein solcher Notfall vorliegt und das Sicherungsgeld ausgezahlt wird, erscheint allerdings im 

Gegensatz zur binären Option „beschäftigt“ versus „arbeitslos“ für Arbeitnehmer relativ schwierig zu treffen und 
droht somit potenziell bürokratieintensiv zu sein. 
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(wie bei der Riester-Rente) kommt. Es soll aber eine Pflicht zur Altersvorsorge und Krankenver-
sicherung für Selbstständige geben.  
 
Aussagen zur Gründungsförderung finden sich bei der Linkspartei nicht. Selbstständige sollen, 
ähnlich wie im Programm der SPD, in die Renten- und Krankenversicherung einbezogen werden, 
was – neben der erhöhten Absicherung – zusätzliche Kosten bedeuten würde.  
 

Tabelle 3-1: Unternehmensgründungen und Start-ups 
Vergleich der Kernaussagen der Parteien bezüglich Unternehmensgründungen und Start-ups  

 CDU/CSU Die Grünen SPD FDP Die Linke 

Fi
n

an
zi

e
ru

n
g 

/ 
 

W
ag

n
is

ka
p

it
al

 

Wagniskapital-
fonds ausbauen 

Staatlicher Wag-
niskapitalfond mit 
Umweltorientie-
rung 

Fonds für Wagnis-
kapital; Projekt-
förderung durch 
Kapital 

Bereitstellung von 
Wagniskapital 
verbessern; Mit-
tel institutioneller 
Investoren in VC-
Fonds mobilisie-
ren 

 

Mitarbeiterkapi-
talbeteiligung in 
Start-ups verbes-
sern  

Gründungskapital 
bis 25.000 Euro 

Start-up-Förde-
rung der KfW 
stärken; KfW zur 
Innovations- und 
Investitionsagen-
tur weiterentwi-
ckeln 

Gründungszu-
schuss, Gründe-
rinnen fördern 

 

G
rü

n
d

u
n

ge
n

  

ve
re

in
fa

ch
e

n
 

„Bürokratiefreies 
Jahr“ nach Grün-
dung; „Realla-
bore“, um schnel-
lere Innovationen 
zu ermöglichen 

Befreiung von 
Melde- und Be-
richtspflichten in 
ersten zwei Jah-
ren nach Grün-
dung 

Gründerinnen för-
dern 

priv. Kapitalbetei-
ligung an Start-
ups fördern 

 

Online-Gründung 
in 24h  

Zentrale Anlauf-
stelle (One-Stop) 

One-Stop-Agentu-
ren 

One-Stop-Shops  

So
zi

al
e 

 

A
b

si
ch

er
u

n
g 

/ 
K

o
st

e
n

 

 Selbstständige so-
zial besser absi-
chern 

Selbstständige 
besser absichern 
und in Sozialversi-
cherung einbezie-
hen 

 (Solo-)Selbststän-
dige ins Sozialver-
sicherungssystem 
integrieren 

Quelle: Wahlprogramme der Parteien zur Bundestagswahl 2021   

 
 

4 Bürokratie(-abbau) und (De-)Regulierung 

 
Die Unionsparteien CDU/CSU beklagen in ihrem Wahlprogramm, dass „den Fleißigen und Tüch-
tigen“ in Mittelstand und Freien Berufen allzu oft unnötige Hürden in Form von Vorschriften in 
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den Weg gelegt werden, und möchten dies ändern. CDU und CSU sind allerdings seit fast 16 
Jahren Regierungsparteien und stellen die Bundeskanzlerin, so dass der Elan zum Abbau dieser 
Hürden bislang offenbar nicht groß genug war. Um den Schwung zu erhöhen, plant die Union 
ein „Entfesselungspaket für die Wirtschaft“, das Selbstständige und Unternehmen von Bürokra-
tie entlastet und „Erfinderreichtum und Unternehmertum“ entfesselt.12 Hier sollen die Steuern 
reduziert, Bürokratie abgebaut und Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigt wer-
den. Hierzu gehört auch ein „Bürokratiefreies Jahr“ für Gründer, in denen diese sich auf ihr jun-
ges Unternehmen statt auf Formulare und Meldungen an Behörden konzentrieren können. Dar-
über hinaus möchte die Union Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigen und Be-
schaffungs- und Vergabeverfahren vereinfachen.  
 
Die Union setzt sich für eine einfach handhabbare digitale Regelung der A1-Bescheinigung zum 
grenzüberschreitenden Arbeiten in Europa ein.13 Zudem soll das EU-Vergaberecht überarbeitet 
werden, um die mit europaweiten Ausschreibungen und Vergabeverfahren verbundene Büro-
kratie zu reduzieren. Der Fachkräftemangel wird in den kommenden Jahren zur zentralen Her-
ausforderung für die mittelständische Wirtschaft. Um das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
wirksamer zu machen, möchte die Union die Anerkennung ausländischer Abschlüsse beschleu-
nigen und das Verfahren digitalisieren. Neue Belastungen für den Mittelstand durch Steuerer-
höhungen und neue Regulierungen werden von CDU und CSU abgelehnt.  
 
Die Grünen möchten den Mindestlohn wie die SPD (s. u.) auf 12 Euro anheben und die Mitbe-
stimmung in den Betrieben ausweiten. Sachgrundlose Befristungen, die ebenfalls ein Instru-
ment zur Flexibilisierung für KMU darstellen, sollen nach Meinung der Grünen verboten werden. 
Die Grünen planen eine weitgehende Abschaffung von Minijobs durch Einbindung in Sozialver-
sicherung, was vor allem Kleinstbetriebe, die einen Großteil der „Minijobber“ beschäftigen, in 
ihrer Flexibilität einschränkt. Auch die Einschränkung von Werkverträgen, die ein normales In-
strument der marktwirtschaftlichen Arbeitsteilung bilden, dürfte die Flexibilität reduzieren und 
neue Bürokratie verursachen. Die Grünen möchten einen Rechtsanspruch auf Homeoffice ein-
führen; gleichzeitig soll aber jeder Bürobeschäftigte weiter einen festen Arbeitsplatz im Unter-
nehmen behalten; sodass es nur Belastungen durch Anpassungen der Arbeitsabläufe, aber keine 
Kostenreduktion für die Betriebe gibt. Gegen „Scheinselbstständigkeit“ soll nach Willen der Grü-
nen stärker vorgegangen werden, wobei es eine „Beweislastumkehr“ geben soll – es wird also 
zunächst immer von einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis ausgegangen. Dies könnte zu 
erheblichem bürokratischen Aufwand für Selbstständige und ihre Auftraggeber führen. 
 
Die Leistungen in der Grundsicherung möchten die Grünen stark ausweiten – die Regelsätze 
sollen um 20 Prozent steigen – und die Sanktionen weitgehend abschaffen, was Anreize zur 
Aufnahme einer Beschäftigung mindert und mittelständische Unternehmen mit geringen Qua-
lifikationsanforderungen in Regionen mit Arbeitskräfteknappheit besonders treffen könnte.  
 

 
12 Für Unternehmensgründer finden sich ähnliche Pläne allerdings bereits im Wahlprogramm zur Bundestagswahl 

2017, die offenbar nicht umgesetzt wurden. 
13 Dass manche Länder diese Bescheinigung nach EU-Entsenderichtlinie als Abwehrinstrument gegenüber Firmen aus 

anderen EU-Staaten einsetzen, um die Dienstleistungsfreiheit im gemeinsamen Markt einzuschränken, ist ein oft 
angesprochenes Ärgernis für mittelständische Unternehmen mit europaweitem Geschäft (BDI, 2020). 



  

Wahlprogramme Mittelstand 
 

16 

In der angestrebten Regulierungsdichte und dem damit verbundenen Kostenschub für den Mit-
telstand bewegt sich das Wahlprogramm der Grünen ungefähr zwischen den Vorhaben der Lin-
ken (etwa beim Verbot von Überstunden und sachgrundlosen Befristungen) und der SPD (z. B. 
bei der Mindestlohnhöhe), wobei die Grünen durch weniger scharfe Formulierungen im Ver-
gleich zur Linkspartei mehr Raum für Kompromisse in möglichen Koalitionsverhandlungen las-
sen.  
 
Die SPD setzt sich in ihrem „Zukunftsprogramm“ stark für eine Ausweitung von Regulierungen 
ein, die vorwiegend den Mittelstand betreffen würden. Sie möchte den Mindestlohn auf 12 Euro 
erhöhen, was eine Steigerung um 25 Prozent gegenüber dem aktuellen Niveau, das seit 1. Juli 
2021 gilt, ausmachen würde.14 Da in Großunternehmen nur sehr wenig Beschäftigte weniger als 
12 Euro pro Stunde verdienen, würden die damit verbundenen Kosten wie bei der Mindest-
lohneinführung vor allem der Mittelstand und hier wiederum die Kleinbetriebe mit geringer Pro-
duktivität sowie überdurchschnittlich häufig ostdeutsche Unternehmen tragen müssen (Fedo-
rets, 2020; Schröder, 2017). Der Mindestlohn selbst wird vom Nationalen Normenkontrollrat 
(NKR) den Erfüllungskosten der Regulierung zugerechnet, während die damit verbundenen Do-
kumentationspflichten zu den Bürokratiekosten zählen (NKR, 2018).  
 
Unter dem Slogan „Mehr Demokratie in Unternehmen und Betrieb“ möchte die SPD die in 
Deutschland im internationalen Vergleich bereits starke Mitbestimmung (Lesch, 2020) noch ein-
mal deutlich ausweiten. Die Schwellenwerte für die Unternehmensgröße sollen abgesenkt und 
die Macht der Arbeitnehmerseite in den Aufsichtsräten hin zu einer „echten Parität“ erhöht 
werden. Das System der Mitbestimmung in Deutschland hat sich bislang bewährt. Letztlich trägt 
allerdings der Unternehmer beziehungsweise das vom Inhaber bestellte Management die Ver-
antwortung für die Zukunft des Unternehmens, sodass eine volle Gleichberechtigung der Ar-
beitnehmerseite in den Aufsichtsräten von manchen Eigentümern als eine Gefährdung der ei-
genen Stellung und Verfügungsgewalt gesehen werden könnte, die zu einer Verlagerung von 
Investitionen oder letztlich des gesamten Unternehmens ins Ausland führen könnte. Eine Aus-
weitung der Mitbestimmung auf unternehmerische Entscheidungen könnte auch wertvolle Zeit 
für Abstimmungen kosten, die Unternehmen im sich beschleunigenden internationalen Wett-
bewerb nicht zur Verfügung haben.  
 
Die SPD möchte einen Fonds für Ausbildung – finanziert durch eine Umlage für Ausbildungsbe-
triebe – einführen, in die Unternehmen einzahlen, die „zu wenig“ ausbilden. Dies könnte zu 
zusätzlichen Kosten und Bürokratie führen und erscheint vor allem deshalb überflüssig, weil die 
Anzahl der Ausbildungswilligen relativ zur Anzahl der Ausbildungsplätze abnimmt, sodass ge-
rade Kleinbetriebe sich vom Ausbildungsmarkt zurückziehen, weil sie mehrere Jahre vergeblich 
einen Ausbildungsplatz angeboten haben (Eckelt et al., 2020). Kostensteigernd könnte auch der 
Umbau der Bundesagentur für Arbeit zu einer „Qualifizierungsagentur“ und ein erleichterter 
Zugang zum Arbeitslosengeld bei gleichzeitig verlängertem Bezugsanspruch für Ältere wirken. 
Auch die angestrebte Ausweitung der Grundsicherung für Arbeitssuchende zu einem 

 
14 Bis Mitte 2022 steigt der Mindestlohn auf 10,45 Euro. Ausgehend von diesem Niveau betrüge der geforderte An-

stieg noch einmal 14,8 Prozent.  
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„Bürgergeld“ bei verringerten Anspruchsvoraussetzungen führt zu Mehrkosten, die über Steu-
ern und Sozialbeiträge aufzubringen sind.  
 
Die FDP setzt sich in ihrem Wahlprogramm für eine umfassende Modernisierung des Staatsauf-
baus und der Verwaltungen ein, wozu auch ein konsequenter Abbau von Bürokratie zählt. Be-
hörden sollen zu „One-Stop-Shops“ werden, die nach dem „Only-Once“-Prinzip einmal von Bür-
gern oder Unternehmen gemeldete Angaben verfügbar haben. Um die Unternehmen zu entlas-
ten, soll die 2005 eingeführte vorfällige Abführung der Sozialversicherungsbeiträge an die Kas-
sen rückgängig gemacht werden. Diese Maßnahme spart Doppelabrechnungen und verschafft 
den Unternehmen zusätzliche Liquidität. Finanzielle Förderungen für Unternehmen, die derzeit 
von verschiedenen Ministerien für verschiedene Sachverhalte ausgezahlt werden, sollen in ei-
ner „Deutschen Transfergemeinschaft“ gebündelt werden, die als digitalisierter One-Stop-Shop 
unbürokratischer agiert und insbesondere Hightech-Unternehmen fördern soll. Zulassungs- und 
Testverfahren für neue Produkte und Dienstleistungen sollen vereinfacht werden.  
 
Durch eine Novellierung des Arbeitszeitgesetzes mit Wochen- statt Tageshöchstarbeitszeiten 
(wie es das EU-Recht vorsieht) soll die Arbeitszeit flexibilisiert werden. Mobiles Arbeiten soll 
durch einen Rechtsanspruch auf Erörterung mit dem Arbeitsgeber nach niederländischem Vor-
bild gefördert werden. Durch mehr Selbstverpflichtungen und zielorientierte Weiterbildung will 
die FDP auf die stärkere Berücksichtigung von Frauen in Führungspositionen hinwirken, eine 
starre Quote wird aber abgelehnt. Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten sollen jedoch 
verpflichtet werden, den „Gender-Pay-Gap“ auszuwerten und zu veröffentlichen, und das Diver-
sity Management soll gestärkt werden.  
 
Die Lohngrenzen für Mini- und Midijobs möchte die FDP an die Entwicklung des Mindestlohns 
koppeln, damit es für entsprechend Tätige nicht wie derzeit zu Stundenkürzungen kommt, wenn 
der Mindestlohn steigt. Mit einer Bepreisung von administrativen Auflagen im Gesundheitswe-
sen und Bezahlung durch die anfordernde Stelle soll der seit Jahren beklagte Trend zu wachsen-
der Gesundheitsbürokratie, die Krankenhäuser und Ärzte von ihrer eigentlichen Arbeit abhält, 
umgekehrt werden.  
 
Die Linke möchte den Mindestlohn auf 13 Euro anheben, was vor allem für KMU einen Kosten-
schub bedeuten würde. Wie die SPD möchte sie die „Demokratisierung der Wirtschaft“ durch 
eine deutliche Ausweitung der Mitbestimmung vorantreiben. Tarifverträge sollen öfter für all-
gemeinverbindlich erklärt werden. Zudem soll es für jeden Beschäftigten einen Rechtsanspruch 
auf einen Vollzeit-Arbeitsplatz geben, aber ebenso einen Rechtsanspruch auf Teilzeit. Wie dies 
in KMU mit nur wenigen Mitarbeitern umgesetzt werden könnte, wird nicht dargelegt. Leihar-
beit und sachgrundlose Befristungen sollen verboten und Werkverträge sollen eingeschränkt 
werden, was die Flexibilität des Arbeitsmarktes gerade für KMU empfindlich reduziert. Dies gilt 
auch für die geplante Abschaffung von Mini- und Midijobs. Soloselbstständige sollen der Sozial-
versicherungspflicht unterworfen werden, dies gilt auch für über Plattformen vermittelte Er-
werbstätige.  
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Tabelle 4-1: Bürokratie(-abbau) und (De-)Regulierung 
Vergleich der Kernaussagen der Parteien bezüglich Bürokratieabbaus und Deregulierung  

 CDU/CSU Die Grünen SPD FDP Die Linke 

B
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ro
kr

at
ie

ab
b

au
 u

n
d

  

V
er

fa
h

re
n

sb
es

ch
le

u
n

ig
u

n
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Statistikpflicht be-
schränken, Büro-
kratie abbauen 

E-Government 
ausbauen 

 Modernisierung 
Staatsaufbau und 
Verwaltung  

 

Bürokratiefreies 
Jahr für Gründer; 
Steuerliche Be-
triebsprüfung ver-
einfachen  

Befreiung von 
Melde- und Be-
richtspflichten für 
zwei Jahre nach 
Gründung 

Dokumenta-
tionspflichten 
ausweiten 

„One-stop-shop“ 
und „Only-Once-
Prinzip”, umfas-
sender Bürokra-
tieabbau 

 

„One in, one out“ 
Prinzip stärken 

  Flexibilisierung 
der Arbeitszeiten 

 

Planungs- und 
Genehmigungs-
verfahren be-
schleunigen 

  Planungs- und 
Genehmigungs-
verfahren be-
schleunigen 

 

N
eu

e 
u

n
d

 e
rw

ei
te

rt
e

 R
e

gu
lie

ru
n

ge
n

 s
o

w
ie

 R
eg

u
lie

ru
n

gs
än

d
e

ru
n

ge
n

 

 Mindestlohn auf 
12 Euro erhöhen; 
Mitbestimmung 
ausbauen 

Mindestlohn auf 
12 Euro erhöhen; 
Mitbestimmung 
ausbauen  

 Mindestlohn auf 
13 Euro erhöhen; 
Mitbestimmung 
ausbauen 

Beschaffungs- 
und Vergabever-
fahren verein-
fachen 

Abschaffung von 
Minijobs; Verbot 
sachgrundloser 
Befristung, Ein-
schränkung von 
Werkverträgen 

Ausweitung mit-
telstandsrelevan-
ter Regulierun-
gen;  

Lohngrenzen für 
Mini- und Midi-
jobs an Lohnent-
wicklung koppeln  

Leiharbeit, sach-
grundlose Befris-
tungen verbieten; 
Abschaffen von 
Mini- u. Midijobs; 
Werkverträge ein-
schränken 

Arbeiten in Eu-
ropa vereinfa-
chen, Fachkräf-
teeinwanderungs-
gesetz verbessern 

 Erleichterter Zu-
gang zum Arbeits-
losengeld, „Bür-
gergeld 

Soziaversiche-
rungsbeiträge 
wieder später ab-
führen um Dop-
pelabrechnungen 
zu vermeiden 

Rechtsanspruch 
auf Vollzeit bzw. 
Teilzeit, Weiter-
bildungsanspruch 

EU-Vergaberecht 
überarbeiten, 
Vorgaben entbü-
rokratisieren 

Scheinselbststän-
digkeit verhin-
dern durch mehr 
Kontrollen 

Ausbildungs-
fonds, gezahlt von 
wenig-ausbilden-
den Unterneh-
men 

„Gender-Pay-
Gap“ in Großun-
ternehmen offen-
legen, keine  
Frauenquote 

Sozialversiche-
rungspflicht für 
Solo-Selbststän-
dige  

 Rechtsanspruch 
auf Homeoffice 

 Anspruch auf mo-
biles Arbeiten bei 
Zustimmung des 
Arbeitgebers 

Normalarbeits-
verhältnis 30h, 
Überstundenver-
bot 

Quelle: Wahlprogramme der Parteien zur Bundestagswahl 2021  
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Überstunden und „zu viel Arbeit“ möchte die Linkspartei verbieten; durch eine Umverteilung 
von Arbeit soll das Normalarbeitsverhältnis auf 30 Stunden begrenzt und „unfreiwillige Teilzeit“ 
aufgestockt werden.15 Die gesetzliche Höchstarbeitszeit will die Linkspartei auf 40 Wochenstun-
den begrenzen, Ausnahmen von der täglichen Höchstarbeitszeit von 8 Stunden sollen einge-
schränkt werden. Um die restriktiven Regelungen zur Arbeitszeit und zum Mindestlohn admi-
nistrativ zu unterlegen, müssten zukünftig der Arbeitsbeginn, Unterbrechungen und das Ar-
beitsende für jeden Arbeitnehmer akribisch dokumentiert werden, was zu erheblicher neuer 
Bürokratie führen würde. Potenziell neue Belastungen für den Mittelstand entstehen auch aus 
einem Weiterbildungsanspruch für Beschäftigte (mit 70-prozentiger Lohnfortzahlung) sowie aus 
einer sechswöchigen Pflege-Auszeit mit Lohnfortzahlung.  
 
Generell entsteht der Eindruck, dass „die Wirtschaft“ für die Linkspartei praktisch ausschließlich 
aus Großunternehmen und Konzernen besteht. Dies mutet merkwürdig an, denn die Linkspartei 
ist traditionell besonders in den neuen Bundesländern verankert, wo es sehr wenig Großunter-
nehmen gibt und nahezu alle Beschäftigten außerhalb des öffentlichen Dienstes in mittelstän-
dischen Unternehmen arbeiten. 
 
 

5 Digitalisierung und E-Government 

 
CDU/CSU möchten den (bislang schleppenden) Ausbau des E-Governments und die Verwal-
tungsdigitalisierung beschleunigen. Dazu sollen die 575 Leistungen des Online-Zugangsgesetzes 
(OZG) zügig verfügbar gemacht werden – eigentlich sollte dies bis Ende 2021 ohnehin der Fall 
sein, doch ist dieser Termin nicht mehr zu halten, wie der Nationale Normenkontrollrat kritisiert 
(NKR, 2021). „Open Government“-Lösungen sollen transparente Programme und offene 
Schnittstellen ermöglichen, sodass Vergaben kleinteiliger stattfinden können, was dem Mittel-
stand zugutekommt. Die „Föderale IT-Kooperation“ (FITKO) soll gestärkt werden, um die Digita-
lisierung von Verwaltungsleistungen zu beschleunigen, und einen „App Store“ für digitale Ser-
vicelösungen anbieten.16  
 
Die Unionsparteien planen eine Europäische Digital- und Datenunion, für die das Wettbewerbs-
recht modernisiert – das heißt, offenbar an die Tätigkeit digitaler Plattformen angepasst – wer-
den soll. Dazu soll eine europäische digitale Marktordnung entwickelt werden. Die Kooperation 
von Politik, Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft in „digitalen Ökosystemen“ soll gestärkt 
werden, etwa bei den Rahmenbedingungen für KI und Quantencomputing. Neben KI soll auch 

 
15 Allerdings sind Vollzeitbeschäftigte mit hoher Stundenzahl oder Überstunden und (der geringe Anteil) unfreiwillig 

Teilzeitbeschäftigter oft in ganz unterschiedlichen Berufen, Qualifikationsgruppen und Regionen beschäftigt, was 
die Chancen der Umsetzbarkeit spürbar reduzieren dürfte. Auch die Verknappung von Arbeitskräften durch die 
Demographie, die bis 2030 zum Ausscheiden von mehreren Millionen Beschäftigten mit beruflicher Qualifikation 
ohne entsprechenden Ersatz durch nachrückende Jahrgänge führt (Geis-Thöne, 2021), bleibt in den Plänen der 
Linkspartei zur Arbeitszeitverkürzung gänzlich unberücksichtigt. 

16 Der Ausbau der FITKO zu einer Digitalisierungsagentur nach Vorbild des österreichischen Bundesrechenzentrums 
wäre hier zielführend (Röhl/Graf, 2021). 
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die Entwicklung der Blockchain-Technologie in Deutschland vorangetrieben werden. Die Basis 
bildet die KI-Strategie der jetzigen Bundesregierung. Dabei sollen auch kleine und mittlere Un-
ternehmen (KMU) befähigt werden, Ergebnisse aus der KI-Forschung zu nutzen; hierzu sollen 
„KI-Lotsen“ den Unternehmen bei der Umsetzung helfen.  
 
Plattformen sollen als „Kern der digitalen Wirtschaft“ gefördert werden, wobei besonders auf 
wettbewerbsorientierte Marktbedingungen und fairen Zugang für mittelständische Unterneh-
men geachtet werden muss. Ein erster Schritt war die Novellierung des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB) zur Erfassung der Digitalwirtschaft (Rusche, 2020). Der Ansatz 
soll auch auf EU-Ebene mit dem „Digital Services Act“ und dem „Digital Markets Act“ beibehal-
ten werden. Ein „Bundesministerium für digitale Innovationen und Transformation“ soll Digita-
lisierung und E-Government vorantreiben. 
 
CDU/CSU möchten einen klaren Rechtsrahmen für digitale Plattformen schaffen, sowohl auf eu-
ropäischer wie auf Bundesebene (eine EU-Verordnung wäre ohnehin direkt in den EU-Mitglieds-
ländern gültig.) Mit einer europäischen digitalen Identität sollen rechtssichere Online-Geschäfte 
EU-weit ermöglicht werden.17 Zudem soll die Datentransparenz bei digitalen Angeboten erhöht 
werden. Dies soll auch helfen, den großen amerikanischen Digital-Plattformen Paroli zu bieten.  
 
Investitionen in ressourcenschonende digitale Technologien sollen gefördert werden. Durch 
eine Stärkung der digitalen Bildung und eine größere MINT-Affinität von Frauen, wie sie die 
Union fördern will, wird auch die Fachkräfteproblematik des Mittelstands adressiert.  
 
Die Grünen befürworten die Schaffung einer europäischen Cloud-Infrastruktur.18 Es soll klare 
gesetzliche Spielregeln für kooperative und dezentrale Datenpools und Datentreuhandmodelle 
geben. Den Hightech-Standort Deutschland möchte die Partei im KI-Bereich ausbauen; zu den 
angestrebten Fördergebieten zählen auch Quantencomputing sowie IT-Sicherheits- und Kom-
munikationstechnologie. Zu den Vorhaben wird eine starke europäische Vernetzung im Spitzen-
forschungsbereich angestrebt (die es allerdings bereits gibt). Die Grünen wünschen eine stär-
kere Regulierung großer Internetfirmen und eine Prüfung von Unternehmenskäufen von Tech-
Konzernen durch das Bundeskartellamt.19 Sie fordern wie die SPD eine Verpflichtung zur Ge-
währleistung von Interoperabilität sowie Datenportabilität durch bereits marktbeherrschende 
Unternehmen sowie eine europäische Digitalaufsicht unter dem Dach eines neu zu schaffenden 
eigenständigen europäischen Kartellamts. Bei missbräuchlicher Ausnutzung von Marktmacht 
soll es einen Aufspaltungsvorbehalt geben.20 
 
Die Grünen möchten das Arbeitsrecht und den Arbeitsschutz an die Digitalisierung der Arbeits-
welt, insbesondere die Plattformökonomie, anpassen. Hierbei geht es vorwiegend um eine 

 
17 Die große Bedeutung dieses Punktes belegt ein aktuelles Gutachten von IW und EcoAustria (Röhl/Graf, 2021). 
18 Mit dem Vorhaben GAIA-X setzt das Bundeswirtschaftsministerium derzeit bereits mit europäischen Partnern auf 

gemeinsame rechtliche und institutionelle Grundlagen für europäische Cloud-Lösungen (BMWi, 2020). In der Vor-
bereitung befindet sich bereits eine gemeinsame Cloud mit Frankreich (BMWi/Ministère de L’Économie, 2021). 

19 Eine derartige Überprüfung durch die Wettbewerbsaufsicht der EU-Kommission beziehungsweise das Bundeskartell-
amt, wenn Deutschland betroffen ist, erfolgt allerdings bereits jetzt. 

20 Wobei unklar ist, wie dieses gegenüber amerikanischen oder chinesischen Konzernen durchgesetzt werden soll. 
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verstärkte Regulierung und die Bekämpfung von „Scheinselbstständigkeit“ aber offenbar weni-
ger um die Ausnutzung der Chancen der Digitalisierung.  
 
Wie die FDP möchten die Grünen einen höheren Frauenanteil in der Digitalwirtschaft. Dazu soll 
gegen Technikgenderstereotype vorgegangen werden und eine „geschlechtersensible Lehre“ zu 
einem Kulturwandel in der Digitalbranche führen, der auch mit freiwilligen und verpflichtenden 
Maßnahmen für Unternehmen für diskriminierungsfreie Arbeitsplätze unterlegt wird. Algorith-
men in digitalen Systemen sollen transparent und, diskriminierungsfrei sein. Gewünscht wird 
ein nach Risiken abgestufter Ordnungsrahmen für den Einsatz automatischer Systeme, klare Re-
geln zur Nachvollziehbarkeit, zum Datenschutz und zur Datenqualität sowie strenge Kriterien 
für den Einsatz von algorithmischen und automatischen Entscheidungen, insbesondere in der 
öffentlichen Verwaltung, aber auch für Plattformanbieter. Mittelständische Unternehmen sind 
nicht Hauptadressat dieser (Regulierungs-)vorhaben, dürften aber mitbetroffen sein.  
 
Die SPD strebt einen barrierefreien digitalen Zugang der Bürger zu Verwaltungsleistungen an. 
Bund, Länder und Kommunen sollen zum zügigen Ausbau der Bereitstellung digitaler Verwal-
tungsdienstleistungen verpflichtet werden, damit alle Verwaltungsleistungen möglichst schnell 
auch digital verfügbar sind. Dies ist allerdings zu einem großen Teil bereits durch das von der 
SPD beziehungsweise den von ihr geführten Bundesministerien mit verfasste Onlinezugangsge-
setz (OZG) von 2017 geschehen, das die staatlichen Ebenen zur Digitalisierung von 575 Staats-
leistungen bis Ende 2021 verpflichtet hatte (NKR, 2021). Zudem sieht die „Single Digital Gate-
way“ (SDG)-Verordnung der EU einen Rechtsanspruch auf 73 digitale Verwaltungsleistungen bis 
2023 vor, wozu auch die elektronische Unternehmensgründung zählt. Angesichts der absehba-
ren Verfehlung der OZG-Ziele ist es allerdings begrüßenswert, dass sich die SPD weiter zum Ziel 
einer digitalen Verwaltung bekennt – auch wenn sie im Wahlprogramm dem Wording nach nur 
die Bürger im Blick hat und offenbar weniger die Unternehmen, die dringend auf umfassend 
verfügbare Online-Angebote der staatlichen Verwaltung warten.  
 
Es sollen digitale Plattformen für regionale Dienstleistungen gefördert werden, was im Erfolgs-
fall die Wettbewerbsposition von mittelständischen Unternehmen gegenüber den großen Digi-
talplattformen verbessern könnte. Plattformen ziehen ihren Nutzen allerdings aus der großen 
Anzahl der Anbieter und Nutzer, sodass regionale Plattformen ein Größenproblem aufweisen 
könnten. Die SPD strebt eine Regulierung der in Plattformen verwendeten Algorithmen an, wo-
für eine Aufsicht geschaffen (und finanziert) werden muss. Dies könnte zu neuer Bürokratie füh-
ren.  
 
Die FDP bezeichnet die digitale Transformation als eine der größten Chancen und Herausforde-
rungen unserer Zeit. Sie möchte ein Bundesministerium für digitale Transformation gründen, 
das die Kompetenzen in diesem Bereich bündelt und eng mit den anderen Ressorts kooperiert. 
Die Partei setzt stark auf eine Beschleunigung der Digitalisierung, um Probleme von schleppen-
den Verwaltungs- und Genehmigungsverfahren über die Modernisierung der Wirtschaft bis hin 
zur Bekämpfung des Klimawandels zu lösen. Alle Planungen für digitale Verwaltungsangebote 
sollen zu einer einheitlichen Digitalplattform, dem „Deutschlandportal“ zusammengeführt 
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werden.21 Zukünftig sollen auch Verfahren der KI sowie Virtual Reality in den Verwaltungen zum 
Einsatz kommen. Zur Förderung von KI in Wirtschaft und Gesellschaft soll eine „KI Roadmap“ 
erarbeitet werden, in der Ministerien Anwendungsfälle identifizierten und Fördermittel für 
Start-ups und KMU bereitgestellt werden. Die FDP fordert eine „faire und funktionierende Da-
tenwirtschaftsordnung“ auf Grundlage der Selbstbestimmung der Bürger über die eigenen Da-
ten. Bei der Weiterentwicklung des Datenschutzes sollen die Belange von KMU, deren Kernge-
schäft nicht-personenbezogene Daten betrifft, stärker berücksichtigt werden. Nutzer von Platt-
formen sollen das Recht zur Datenportabilität erhalten (dies sieht die Datenschutzgrundverord-
nung [DSGVO] für Personendaten allerdings bereits vor); dies soll auch die Wettbewerbsposi-
tion von Newcomern und kleinen Plattformen verbessern. Durch eine Gutscheinlösung für 
Übertragungen in Gigabit-Bandbreite für KMU und Privathaushalte soll der Breitbandausbau 
nachfrageorientiert und effizient vorangetrieben werden.22  
 
Die FDP möchte einen digitalen europäischen Binnenmarkt mit weniger Hürden und einheitli-
cher Regulierung, damit Geschäftsmodelle einfacher skalierbar sind. Um den Wettbewerb zu 
stärken, sollen große Digitalplattformen, die eine „Gatekeeper“-Funktion haben stärker regu-
liert werden, was auch dem Mittelstand zugutekommen soll.23 Darüber hinaus setzen die Freien 
Demokraten sich für Netzneutralität ein, wobei zeitkritische Anwendungen wie Teleoperationen 
aber bevorzugt übertragen werden sollen. Um von den internationalen Spitzenreitern in digita-
ler Innovation zu profitieren, möchte die FDP enge Beziehungen zu Start-up-Zentren wie dem 
Silicon Valley, Taiwan oder Tel Aviv aufbauen.  
 
Die FDP setzt auf verstärkte Digitalisierung, um den Wohnungsmangel in den Großstädten zu 
bekämpfen. Hierzu zählt der „digitale Bauantrag“, ein Baulückenkataster und eine Vereinheitli-
chung der Länderbauordnungen (die auch eine Voraussetzung für eine bundeseinheitliche Digi-
talisierung ist), um eine Beschleunigung und Vereinfachung von Baugenehmigungen zu errei-
chen. Dies käme auch der mittelständischen Bauwirtschaft zugute.  
 
Die Linke bekennt sich zu Investitionen in den Breitbandausbau. Landkreise, Städte und Gemein-
den sollen beim Aufbau digitaler Infrastrukturen unterstützt werden, wobei in der Umsetzung 
möglichst keine großen Konzerne zum Zug kommen sollen.24 Im Gegensatz zu den anderen un-
tersuchten Wahlprogrammen finden die Themen Digitalisierung von Wirtschaft und Gesell-
schaft, KI und digitale Plattformen im Wahlprogramm der Linken jenseits der Digitalinfrastruktur 
praktisch keine Berücksichtigung, wenn man vom Rechtsanspruch auf Homeoffice und vom Ruf 
nach höherer Besteuerung großer Digitalunternehmen absieht.  
 

  

 
21 Dies erinnert stark an das erfolgreiche Modell „PortalAustria“ in Österreich (Röhl/Graf, 2021). 
22 Unklar bleibt allerdings, wie bei der Gutscheinlösung sichergestellt werden soll, dass in dünnbesiedelten Regionen 

mit hohen Netzausbaukosten diese Gutscheine auch eingelöst werden können. 
23 Die angesprochenen Punkte werden von der EU bereits mit dem geplanten Digital Markets Act, einer Verordnung 

für digitale Marktplattformen, adressiert (Europäische Kommission, 2020).  
24 Unklar bleibt, ob dies auch für die Deutsche Telekom gilt, die sich zu fast einem Drittel in Staatsbesitz befindet und 

damit der Vorstellung der Linken von einer Verstaatlichung großer Unternehmen eigentlich entgegenkommt. 
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Tabelle 5-1: Digitalisierung und E-Government 
Vergleich der Kernaussagen der Parteien bezüglich Digitalisierung und E-Government  

 CDU/CSU Die Grünen SPD FDP Die Linke 

P
o

lit
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ch
e 

Zi
el

e
 

„Bundesministe-
rium für digitale 
Innovation und 
Transformation“  

Deutschland im 
KI-Bereich an die 
Spitze bringen  

OZG zügig um-
setzen 

Bundesministerium 
für digitale Trans-
formation 

 

„Open Govern-
ment“ Lösungen; 
OZG zügig umset-
zen 

Höherer Frauen-
anteil in Digital-
wirtschaft  

Barrierefreier 
Zugang zu digi-
talen Verwal-
tungsleistungen  

Verwaltungs-, Ge-
nehmigungsverfah-
ren digitalisieren 

 

FITKO stärken, 
„App Store“ für 
digitale Servicelö-
sungen  

Regulierung gro-
ßer Internetfir-
men; Gewährleis-
tung von In-
teroperabilität 

 KI und Virtual Rea-
lity in Verwaltun-
gen 

 

Digitale Bildung, 
MINT-Affinität 
von Frauen stär-
ken 

Transparente, dis-
kriminierungs-
freie Algorithmen 

Regulierung der 
in Plattformen 
verwendeten 
Algorithmen 

„digitaler Bauan-
trag“, Wohnungs-
mangel in Städten 
durch Digitalisie-
rung bekämpfen 

 

In
fr

as
tr

u
kt

u
r 

u
n

d
  

d
ig

it
al

e
 In

ve
st

it
io

n
e

n
 KI und Block-

chain-Technolo-
gie vorantreiben  

Prüfung von Un-
ternehmenskäu-
fen von Tech-Kon-
zernen durch Bun-
deskartellamt 

Digitale Plattfor-
men für regio-
nale Dienstleis-
tungen fördern  

„faire und funktio-
nierende Daten-
wirtschaftsord-
nung“ 

Aufbau digitaler 
Infrastrukturen 

 Arbeitsrecht und -
schutz an Digitali-
sierung anpassen 

 Fairer Wettbewerb, 
„Gatekeeper“ regu-
lieren 

Investitionen in 
Breitbandaus-
bau 

Eu
ro

p
äi

sc
h

e 
D

ig
it

al
p

o
lit

ik
 

Europäische Digi-
tal- und Daten-
union  

Europäische 
Cloud-Infrastruk-
tur  

„Single Digital 
Gateway“-Ver-
ordnung umset-
zen 

Digitaler europäi-
scher Binnenmarkt;  

 

Rechtsrahmen für 
digitale Plattfor-
men  

Recht auf Daten-
portabilität 

 Recht auf Daten-
portabilität 

 

Faire Bedingun-
gen im digitalen 
Wettbewerb 

  Innovationsbot-
schafter in interna-
tionale Start-up-
Zentren entsenden 

 

Quelle: Wahlprogramme der Parteien zur Bundestagswahl 2021  
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6 Fazit 

 
Die fünf Parteien, die für eine mögliche Koalitionsbildung nach der Bundestagswahl im Septem-
ber 2021 in Frage kommen, haben teilweise sehr detaillierte, zum Teil aber auch eher skizzen-
hafte wirtschafts- und mittelstandspolitische Programme für die Wahl und die kommende Le-
gislaturperiode vorgelegt. Während die Unionsparteien und die Freien Demokraten die Interes-
sen von mittelständischen Unternehmen und Gründern adressieren, ist der Blickwinkel bei So-
zialdemokraten und Grünen stärker auf Beschäftigte und Umweltfragen gerichtet, was mittel-
standspolitisch vor allem auf zusätzliche Regulierung für die betroffenen Unternehmen hinaus-
läuft. Dabei erscheint die äußerst geringe Rolle, die mittelständische Unternehmen und Grün-
dungen in den Wahlprogrammen von SPD und Grünen spielen, etwas unverständlich, bildet ein 
erfolgreicher Mittelstand doch die Grundlage des wirtschaftlichen Erfolgs, durch den die Mittel 
für die von beiden Parteien gewünschten zusätzlichen Sozialausgaben erst erwirtschaftet wer-
den können. Bei der Linkspartei, die Privateigentum und Marktwirtschaft grundsätzlich ableh-
nend gegenübersteht, ist diese „Leerstelle“ im Programm hingegen verständlicher.  
 
Zu beachten ist allerdings, dass auch für Wahlprogramme der Grundsatz gilt, dass „Papier ge-
duldig“ ist. Gerade bezüglich der seit Jahren führenden Regierungsparteien CDU und CSU muss 
die Frage erlaubt sein, warum hehre Ziele aus früheren Wahlprogrammen in der Regierungsver-
antwortung oft kaum umgesetzt wurden. So wollten die Unionsparteien laut ihrem Wahlpro-
gramm zur Bundestagswahl 2017 einen Masterplan erarbeiten, der mit besserer Beratung, zu-
sätzlicher Förderung und Bürokratieabbau mehr Menschen in die Selbstständigkeit bringt. Allein 
am Koalitionspartner kann es sicherlich nicht liegen, dass in diesem Bereich eher wenig Taten 
gefolgt sind – und die Anzahl der Unternehmensgründungen weiter zurückgegangen ist (vgl. 
Abbildung 1-1). 
 
Nach der Bundestagswahl muss sich erweisen, ob es gelingt, anhand der Programme der Par-
teien einen Koalitionsvertrag für eine stabile Regierungsmehrheit auszuhandeln. In der Steuer-
politik sowie in der Regulierung des Arbeitsmarktes, die den Mittelstand stark trifft, lässt sich 
die größte Übereinstimmung zwischen Grünen, SPD und Linkspartei finden. Eine Regierungs-
mehrheit der drei Parteien erscheint derzeit aber relativ unwahrscheinlich. Das relativ mittel-
standsfreundliche Wahlprogramm der Unionsparteien ist inhaltlich sehr breit aufgestellt und 
weist damit auch eine Anschlussfähigkeit etwa zum Programm der Grünen auf, was eine mögli-
che Koalitionsbildung nach der Wahl vereinfachen könnte.25 Es gibt jedoch auch, beispielsweise 
in der Steuerpolitik, Gemeinsamkeiten zwischen eher unerwarteten potenziellen Partnern: So-
wohl die Linke als auch die FDP treten für eine Abschaffung der Schaumweinsteuer ein.26   

 
25 In den derzeitigen Umfragen liegen Union und Grüne gemeinsam allerdings nur noch bei 45 Prozent der Stimmen, 

was für eine Regierungsmehrheit bei den Sitzen im Bundestag vermutlich nicht reicht, so dass eine Koalition einen 
dritten Partner erfordern könnte. 

26 Doch selbst wenn steuerfreier Rotkäppchen-Sekt, den es auch in der FDP-kompatiblen Edelsorte „Riesling Flaschen-
gärung“ gibt, Koalitionsverhandlungen zwischen den beiden recht unterschiedlichen Parteien beflügeln könnte, 
verhindert ihr gemeinsamer Stimmenanteil von derzeit laut Umfragen nur etwa 20 Prozent wohl die Bildung einer 
solchen „Spanien“-Koalition. 
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Abstract 

 

The importance of SMEs is not always recognized 
 
With nearly 3.5 million companies, small and medium-sized enterprises form the basis of Ger-
many's economic strength. Start-ups are essential for the constant renewal of the SME business 
landscape; innovative start-ups bring important innovations to the market that seem too risky 
for established companies. The parties' plans for the Bundestag elections for SMEs and the pro-
motion and facilitation of start-ups are therefore highly relevant. In this policy paper, the elec-
tion programs of the parties potentially facing government participation are examined for their 
relevance for SMEs. Since SMEs are particularly burdened by bureaucracy and regulation due to 
their limited size, new regulatory projects and plans to reduce bureaucracy are also considered. 
Digitization plays a special role for further economic development, as the Corona pandemic has 
highlighted. Many small and medium-sized enterprises are laggards when it comes to digitiza-
tion, but this also applies to the German administration when it comes to introducing eGovern-
ment. Since the digital infrastructure and the digitization of the administration are also becom-
ing increasingly important for SMEs, the plans of the parties in the digital area are also included 
in the study.  
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